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Sehr geehrte Damen und  
Herren 
 
Die Flughafenpolitik hat in 
den vergangenen Jahren 
weit über die Grenzen des 
Kantons Zürich hinaus die 
politische Agenda dominiert. 
In die Diskussion um die 
zukünftige Gestaltung des 
Flugbetriebes in Zürich-
Kloten sind zahlreiche Ak-
teure mit stark divergieren-
den Interessen involviert. 
Nach dem Scheitern des 
Mediationsverfahrens liegt 
es nun an der Regierung 
des Kantons Zürich, den 
Kurs in der Flughafenpolitik 
vorzugeben. Für das ent-
sprechende Dossier ist die 
Volkswirtschaftsdirektion 
federführend und als Vor-
steherin will ich diese Ver-
antwortung wahrnehmen. 

Mit dem vorliegenden News-
letter schafft die Volkswirt-
schaftsdirektion ein Instru-
ment, um die regierungsrät-
liche Flughafenpolitik trans-
parent darzulegen und die 
verschiedenen Interessen-
gruppierungen und Ent-
scheidungsträger auf den 
Ebenen Gemeinden, Kanto-
ne und Bund aus erster 
Hand zu informieren. Der 
Newsletter wird drei- bis 
viermal jährlich erscheinen 
und aktuell über die Flugha-
fenpolitik der Zürcher Regie-
rung orientieren. Er ergänzt 
damit das vorhandene In-
formationsangebot im Inter-
net (www.vd.zh.ch), wo ak-
tuelle Informationen, Me-
dienmitteilungen und vertie-
fende Studien jederzeit ab-
rufbar sind. 

In dieser ersten Ausgabe 
finden Sie Informationen zu 
den Grundsätzen der regie-
rungsrätlichen Flughafenpo-
litik, zum von der Volkswirt-
schaftsdirektion entwickelten 
«Fünfeck-Modell», sowie zu 
den Forderungen des Kan-
tons Zürich an den Luft-
fahrtsbericht des Bundes 
und zur zukünftigen 
Organisation des 
Konsultativen Konferenz 
gemäss Flughafengesetz.  
 
Ich hoffe, mit diesem News-
letter dem öffentlichen Be-
dürfnis nach vermehrter 
Information nachzukommen 
und freue mich auf einen 
konstruktiven Dialog. 
 
 
Rita Fuhrer 
Volkswirtschaftsdirektorin 

   

 
 

   

Neukonzeption der  
Konsultativen Konferenz 
   
Die Volkswirtschaftsdirektion will die im Gesetz vorgesehene Konsultative Konfe-
renz neu beleben. Nach dem Scheitern des Mediationsverfahrens soll sie als Platt-
form zum Informationsaustausch zwischen der Regierung und den Zürcher Ge-
meinden dienen. Die Zusammensetzung der Konsultativen Konferenz wurde auf-
grund der bisherigen Erfahrungen revidiert und der Zweck den gesetzlichen Vorga-
ben angepasst. Sie umfasst neu je zwei Vertreter pro Bezirk. 
   
Die Konsultative Konferenz 
wurde 1997 als «Runder 
Tisch» ins Leben gerufen 
und geht zurück auf die 
Initiative des damaligen 
Volkswirtschaftsdirektors 
Ernst Homberger. In einer  

ersten Phase diente der 
«Runde Tisch» ausschliess-
lich dem Informations- und 
Meinungsaustausch unter 
den Flughafengemeinden, 
dem Schutzverband der 
Bevölkerung um den Flug- 

hafen Zürich (SBFZ), der 
Volkswirtschaftsdirektion 
und den Flughafenpartnern 
(FDZ, FIG, Swisscontrol, 
SAirGroup). 
 
Fortsetzung auf Seite 2 
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Aufgabengebiet ausge-
baut – Ziel verfehlt 
 
Im Zuge der Verselbständi-
gung des Flughafens Zürich 
wurde die Konsultative Kon-
ferenz im Flughafengesetz 
verankert. In der Folge wur-
de die Teilnehmerzahl suk-
zessive auf 79 Interessen-
vertreter erhöht, und es 
wurden neue Gremien ge-
schaffen. Der Runde Tisch 
arbeitete fortan über seine 
gesetzlich vorgesehene 
Funktion als Plattform zum 
Informations- und Mei-
nungsaustausch hinaus 
auch in beratendem Sinne 
an Lösungsvorschlägen mit, 
ohne aber für Regierung 
und Parlament verbindliche 
Entschlüsse fassen zu kön-
nen. 
 
In dieser bisherigen Form 
hat der «Runde Tisch» sei-
nen Zweck nicht erfüllt. Das 
wurde durch ein externes 
Gutachten bestätigt. Es kam 
weder zum angestrebten 
Informationsaustausch, 
noch gelang es, den von der 
Öffentlichkeit erwarteten 
Beitrag zu einer konsensua-
len Lösung der Fluglärm-
problematik zu leisten. 

Konsultative Konferenz 
gemäss Gesetzestext 
 
Aufgrund der bisherigen 
Erfahrungen soll die Konsul-
tative Konferenz in verän-
derter Form und Zusam-
mensetzung wieder belebt 
werden. Sie dient gemäss 
Flughafengesetz dem Mei-
nungs- und Informationsaus-
tausch zwischen dem Re-
gierungsrat und den Zürcher 
Gemeinden. Sie ist jedoch 
kein Planungs- und Ent-
scheidungsgremium. Für die 
Beeinflussung des politi-
schen Prozesses steht den 
Gemeinden das demokrati-
sche Instrumentarium zur 
Verfügung. 
 
Der Regierungsrat informiert 
die Gemeindebehörden im 
Dialog und möglichst direkt 
über getroffene Entscheide 
und den Stand laufender 
Verfahren. Er nimmt Anlie-
gen der Gemeinden entge-
gen und bezieht diese nach 
Möglichkeit in seine Ent-
scheidungsfindung mit ein. 
Jeder Teilnehmer hat die 
gleichen Rechte und Pflich-
ten. 
 
Der Regierungsrat erachtet 
die Gemeinden bzw. deren 
demokratisch gewählte Exe- 

kutivmitglieder als die legiti-
mierten Vertreter der Anlie-
gen der Bevölkerung. Die 
Diskussion mit den Bürger-
organisationen, den Nach-
barkantonen sowie Deutsch-
land soll mit anderen Mass-
nahmen sichergestellt wer-
den. 
 
Jeder Bezirk entsendet 
zwei Vertreter 
 
Die Volkswirtschaftsdirektion 
legt den Kreis der an der 
konsultativen Konferenz 
Teilnehmenden wie folgt 
fest: 
 
• Jeder Bezirk delegiert 

zwei Vertreter. 
• Die Vertreter sind de-

mokratisch legitimiert, 
d.h. es handelt sich um 
Exekutivmitglieder der 
Gemeinden. 

• Die Ansprechpartner der 
Volkswirtschaftsdirektion 
für die Delegationen 
sind die Gemeindeprä-
sidentenverbände der 
Bezirke. 

 
Die in der Konsultativen 
Konferenz diskutierten 
Themen werden der breiten 
Öffentlichkeit und interes-
sierten Kreisen in geeigneter 
Form kommuniziert. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Weitere Informationen zur 
Neukonzeption der 
Konsultativen Konferenz ist 
im Internet verfügbar. 
 
http://www.vd.zh.ch/internet/vd/ 

de/Schwerpunkte.html 

    
    

Internet-Plattform der Volkswirtschaft zur Flughafenpolitik 
 

    
Interessierte Bürgerinnen 
und Bürger können sich 
auch im Internet über die 
Flughafenpolitik informieren. 
Neben aktuellen Informatio-
nen bietet der Internetauftritt 
der Volkswirtschaftsdirektion  

Antworten auf die häufigs-
ten Fragen zur Flughafen-
politik, ein Archiv mit Hin-
tergrundmaterial wie politi-
schen Vorstössen im Kan-
tonsrat oder Referaten der 
Volkswirtschaftsdirektorin  

Rita Fuhrer. Zudem bietet 
der Internetauftritt auch ein 
virtuelles Lesezimmer an, in 
dem unter anderem Studien 
zur Luftfahrt eingesehen 
werden können. 
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Regierungsrat stellt Interessen der  
Bevölkerung in den Mittelpunkt 
   
Der Regierungsrat des Kantons Zürich hat Mitte September 2004 seine Grundsätze 
für die Flughafenpolitik in der Öffentlichkeit vorgestellt. Im Zentrum stehen die Inte-
ressen der Bevölkerung an einem möglichst belastungsarmen Betrieb und die 
volkswirtschaftliche und verkehrstechnische Bedeutung des Flughafens für den 
Standort Zürich. Diese Themen sind eng mit der Frage der Sicherheit des Flugha-
fens verknüpft und dadurch mit seiner Akzeptanz und dem Vertrauen in der Bevöl-
kerung. 
   
«Der Staat fördert den Flug-
hafen Zürich zur Sicherstel-
lung seiner volks- und ver-
kehrswirtschaftlichen Inte-
ressen und berücksichtigt 
dabei den Schutz der Bevöl-
kerung vor schädlichen oder 
lästigen Auswirkungen des 
Flughafenbetriebs.» So 
schreibt es § 1 des Flugha-
fengesetzes vor. Das Flug-
hafengesetz gibt die Rah-
menbedingungen für die 
regierungsrätliche Flugha-
fenpolitik vor. 
 
Schutz der Bevölkerung 
im Vordergrund 
 
Der Zürcher Regierungsrat 
strebt den bestmöglichen 
Schutz der Wohnbevölke-
rung vor Lärmauswirkungen 
an. Deshalb setzt sich der 
Zürcher Regierungsrat für 
die Bündelung der Flugbe-
wegungen über den am 
wenigsten dicht besiedelten 
Gebieten ein. Grosse Bevöl-
kerungsteile können so vom 
Fluglärm entlastet werden. 
Die Bündelung entspricht 
nicht nur § 1 des Flughafen-
gesetzes, sondern auch 
dem Eidgenössischen Um-
weltschutzgesetz. 
 
Im Sinne einer nachhaltigen 
Entwicklung der Verkehrs-
systeme will der Regie-
rungsrat auch beim Flugha- 

fen eine kontinuierliche Ab-
nahme der Umweltbelastung 
erzielen. Im Vordergrund 
steht die Festlegung klarer 
und messbarer Auflagen zur 
Reduktion der Fluglärmbe-
lastung. Über seine Beteili-
gung an der Flughafen Zü-
rich AG (Unique) will der 
Regierungsrat zudem auf 
deren Massnahmen im Be-
reich des Umweltschutzes 
Einfluss nehmen. Die Flug-
hafen Zürich AG soll sich 
trotz wirtschaftlich schwieri-
gem Umfeld diesbezüglich 
im internationalen Vergleich 
an den Besten messen. 
Beispiel ist die vom Regie-
rungsrat im Verwaltungsrat 
durchgesetzte, im europäi-
schen Vergleich fortschrittli-
che Forderung nach einer 
siebenstündigen Nachtruhe. 
 
Rasche Einführung des 
gekröpften Nordanflugs 
 
Weiter will die Zürcher Re-
gierung die Entwicklung 
eines verbesserten Be-
triebskonzepts mit sieben-
stündiger Nachtruhe und 
Ruhezeiten während des 
Tages vorantreiben. Wegen 
der geltenden Deutschen 
Verordnung (DVO), die 
Nordanflüge über Süddeut-
sches Gebiet stark ein-
schränkt, stellt die rasche 
Einführung des gekröpften 

Nordanflugs aus Sicht der 
Zürcher Regierung derzeit 
die einzige mögliche Alter-
native für eine schnelle 
Entlastung weiter Bevölke-
rungsteile im Kanton Zürich 
dar. Die Forderung an den 
Bund nach neuen Verhand-
lungen mit Deutschland 
über das An- und Abflugver-
fahren hält die Zürcher Re-
gierung aufrecht. 
 
Das Vorhaben für ein ver-
bessertes Betriebkonzept 
verlangt auch nach einem 
sicheren und zuverlässigen 
– das heisst wetterunab-
hängigen – Flugbetrieb auf 
hohem internationalem 
Standard. Es ist deshalb 
eine qualitative Verbesse-
rung des Pistensystems zu 
prüfen, ohne die Kapazitä-
ten des Flughafens zu er-
weitern. 
 
Erhalt und Stärkung des 
Wirtschaftsstandorts  
 
Ein wettbewerbsfähiger 
Flughafen ist eine notwen-
dige Voraussetzung für den 
Erhalt und die Weiterent-
wicklung des Wirtschafts-
standorts Zürich. Der Zür-
cher Regierungsrat setzt 
sich aus diesem Grund für 
einen effizienten Betrieb der 
 
Fortsetzung auf Seite 4 

 
Einseitige Deutsche 
Verordnung (DVO) 
 

Die von Deutschland einsei-
tig verfügten Massnahmen 
für die Benützung des süd-
deutschen Luftraumes zwin-
gen den Flughafen zu be-
trieblich unsinnigen Anflug-
verfahren. Sie haben zur 
Folge, dass in dem am dich-
testen besiedelten Gebiet 
der Schweiz Zehntausende 
von Personen einer ausser-
ordentlichen Fluglärmbelas-
tung ausgesetzt sind. 
 
An der heutigen Situation ist 
insbesondere stossend, 
dass die in der Deutschen 
Verordnung festgehaltenen 
Massnahmen weit über die 
Vorschriften des Deutschen 
Lärmschutzgesetzes hi-
nausgehen, welche Deut-
sche Flughäfen zu erfüllen 
haben. Der Flughafen Zü-
rich-Kloten wird damit ge-
genüber deutschen Flughä-
fen diskriminiert. 
 
Es ist deshalb das vorrangi-
ge Ziel aller Flughafenpart-
ner, die diskriminierende 
Verordnung des deutschen 
Luftfahrt-Bundesamtes so 
rasch und so weit wie mög-
lich gerichtlich aus dem Weg 
zu schaffen. Entsprechende 
Klagen der Flughafen Zürich 
AG und der Swiss vor dem 
Bundesverwaltungsgericht 
in Leipzig und des Bundes 
vor dem Europäischen Ge-
richtshof in Luxemburg sind 
hängig. 
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Flughafeninfrastruktur ein 
und bekennt sich zur Dreh-
kreuzfunktion des Flugha-
fens sowie zur Swiss als 
Homecarrier. 
 
Durch seine klare politische 
Haltung will der Zürcher 
Regierungsrat das Vertrau-
en der Bevölkerung in seine 
Flughafenpolitik sowie die 

Akzeptanz des Fughafens 
als Schlüsselelement der 
Verkehrsinfrastruktur för-
dern. Durch partnerschaftli-
che, kantons- und landes-
übergreifende Zusammen-
arbeit und die Einbindung 
der Gemeinden und der 
Bevölkerung des Kantons 
Zürich wird eine konsistente 
Flughafenpolitik gewährleis-
tet.  

Als nächste Schritte zur 
Wiederherstellung der 
Rechtssicherheit strebt der 
Kanton Zürich die rasche 
und koordinierte Einleitung 
und Bereinigung der raum-
planerischen Grundlagen 
auf nationaler und kantona-
ler Ebene (SIL, Richtplan) 
sowie die Erarbeitung eines 
neuen Betriebsreglements 
an. 

 
 
 

  
Der ausführliche Bericht des 
Regierungsrats ist im 
Internet verfügbar. 
 
 
http://www.vd.zh.ch/internet/vd/ 
de/Schwerpunkte.html 

    
    

Fünfeck-Modell zur Flughafenpolitik 
 

    
Sicherheit, Lebensraum, Wirtschaft, Wohlstand, Mobilität – das sind die Grundpfei-
ler des «Fünfeck-Modells» zur Flughafenpolitik der Volkswirtschaftdirektion. Das 
Modell trägt den vielschichtigen Anforderungen an den Betrieb des Flughafens 
Rechnung. Darauf bauen die Grundsätze der regierungsrätlichen Flughafenpolitik 
auf. 

 

    
Nach dem Scheitern der 
Mediation hat der Zürcher 
Regierungsrat die Grund-
sätze seiner Flughafenpolitik 
neu definiert. Im Zentrum 
stehen der Schutz und das 
Vertrauen der Bevölkerung, 
die Stärkung des Wirt-
schaftsstandortes Zürich 
und die Sicherheit des Flug-
betriebes. Als Grundlage 
des Regierungsratsbe-
schlusses diente das von 
der Volkswirtschaftsdirektion 
entwickelte «Fünfeck-
Modell». Es fasst die Ziele 
unter den folgenden Punk-
ten zusammen: 
 
Sicherheit - «safety first»  
 
In einem der am dichtesten 
besiedelten Gebiete in Eu-
ropa führen die An- und 
Abflugrouten des Flugha-
fens Zürich gezwungener-
massen über Siedlungsge-
biet. Die Sicherheit des 
Flugbetriebs und des 

Flughafenbetriebs haben 
deshalb höchsten Qualitäts-
standards zu entsprechen. 
Die Volkswirtschaftsdirektion 
setzt sich dafür ein, dass 
unter verschiedenen mögli-
chen Varianten jeweils die 
für die Piloten am einfachs-
ten zu fliegende An- oder 
Abflugvariante gewählt wird. 
Dazu sind entsprechende 
Investitionen für neue Si-
cherheitsstandards unab-
dingbar. Ebenso ist vor die-
sem Hintergrund eine quali-
tative Verbesserung des 
vorhandenen Pistensystems 
zu prüfen, ohne die Kapazi-
tät des Flughafens zu erwei-
tern. 
 
Lebensraum – Wohnbe-
völkerung vor Emissionen 
schützen 
 
Die Wohnbevölkerung soll 
so weit als möglich vor den 
Lärmauswirkungen des Be-
triebs des Flughafens Zürich 

geschützt werden. Die Zür-
cher Regierung will deshalb 
den Lärm bündeln. Dadurch 
kann die Zahl der von Flug-
lärm Betroffenen minimiert 
werden. Als Konsequenz 
dieser Strategie gilt es, die 
durch die einseitige deut-
sche Rechtsverordnung 
(DVO) notwendig geworde-
nen Südanflüge zu erset-
zen, da dabei besonders 
dicht besiedelte Gebiete 
überflogen werden. Des 
Weiteren setzt sich die Zür-
cher Regierung dafür ein, 
dass der Bund mit Deutsch-
land neue Verhandlungen 
über das An- und Abflugver-
fahren aufnimmt und strebt 
zur schnellen Entlastung 
weiter Bevölkerungsteile die 
Einführung des gekröpften 
Nordanflugs an. 
 
 
 
 
Fortsetzung auf Seite 5 
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Wirtschaft – hohe Stand-
ortattraktivität erhalten 
 
Den grössten Nutzen er-
bringt der Flughafen Zürich 
durch seinen belebenden 
Einfluss auf die wirtschaftli-
che Entwicklung und somit 
auf das Wirtschaftswachs-
tum in der gesamten 
Schweiz. Für die vielen in-
ternational ausgerichteten 
Unternehmen unserer aus-
senhandelsorientierten 
Volkswirtschaft ist ein quali-
tativ und quantitativ ausrei-
chendes Angebot an Direkt-
flügen zu den wichtigsten 
globalen Wirtschaftsräumen 
von zentraler Bedeutung. 

Wohlstand – volkswirt-
schaftlichen Nutzen si-
chern 
 
Rund 90'000 Vollzeitstellen 
und 12,3 Milliarden Schwei-
zer Franken Wertschöpfung 
hängen vom Flughafen Zü-
rich ab. Er bildet damit eine 
wesentliche Grundlage für 
den hohen Lebensstandard 
und die soziale Sicherheit 
des Einzelnen, nicht nur im 
Kanton Zürich, sondern 
auch in den umliegenden 
Kantonen. Diese Vorteile gilt 
es in der Diskussion über 
die negativen Auswirkungen 
des Flughafenbetriebes zu 
berücksichtigen. 

Mobilität – moderne Be-
dürfnisse respektieren 
 
Der Flughafen verbindet die 
Schweiz mit 143 Städten in 
69 Ländern auf 5 Kontinen-
ten (Jahr 2003).Eine hohe 
Mobilität gehört zu den Be-
dürfnissen des modernen 
Menschen und ist aus unse-
rer Dienstleistungsgesell-
schaft nicht mehr wegzu-
denken. Der Flughafen stellt 
die notwendige Infrastruktur 
für den Flugverkehr bereit 
und ermöglicht die für den 
Privat- und Geschäftsreise-
verkehr gewünschte inter-
nationale Mobilität. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
Mehr zum Fünfeck-Modell 
im Internet. 
 
http://www.vd.zh.ch/internet/vd/ 

de/Schwerpunkte.html 

    
    

Forderungen an den Bericht  
«Luftfahrtpolitik» des Bundes 

 

    
Der Zürcher Regierungsrat fordert vom Bund im «Bericht über die Luftfahrtpolitik 
der Schweiz 2004» das Bekenntnis zur Drehkreuzfunktion des Flughafens Zürich 
und zu dessen privatrechtlich organisierter Infrastrukturgesellschaft. Zudem setzt 
er sich für eine koordinierte Einleitung und Bereinigung der raumplanerischen 
Grundlagen auf nationaler und kantonaler Ebene ein. 

 

    
Der «Bericht über die Luft-
fahrtpolitik der Schweiz 
2004» (LUPO) des Eidge-
nössischen Departements 
für Umwelt, Verkehr,  

Energie und Kommunikation 
(UVEK) hat eine Auslege-
ordnung der Schweizer Luft-
fahrtpolitik präsentiert und 
will neue Ansätze der Flug- 

hafenpolitik zur Diskussion 
stellen. Er wurde Ende Juni 
2004 in eine breite Konsul- 
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tation geschickt. Der Zür-
cher Regierungsrat fordert in 
verschiedenen Punkten eine 
Nachbesserung des Be-
richts. 
 
Drehkreuzfunktion ist 
wichtig 
 
Der Zürcher Regierungsrat 
ist der Auffassung, dass 
neben einer guten Anbin-
dung an die europäischen 
Zentren auch interkontinen-
tale Direktverbindungen für 
die Standortqualität der 
Schweiz ausschlaggebend 
sind. Der Verlust dieser 
Verbindungen würde die 
Schweiz im internationalen 
Standortwettbewerb emp-
findlich schwächen und mit-
telfristig Auswirkungen auf 
die Unternehmenskultur in 
der Schweiz zeitigen. Im 
Luftfahrtbericht müssen 
deshalb neben den konti-
nentalen auch die interkon-
tinentalen Direktverbindun-
gen klar und unmissver-
ständlich zu einem überge-
ordneten Ziel der Luftver-
kehrspolitik erklärt werden. 
Für die Erreichung dieses 
Ziels bietet die gesicherte 
Existenz des Homecarriers 
Swiss die besten Voraus-
setzungen. 
 
Es ist zudem nicht Sache 
der Luftfahrtpolitik des Bun-
des, die Drehkreuzfunktion 
in Frage zu stellen. Ob diese 
stattfindet oder nicht, ist den 
Marktkräften zu überlassen. 
Bund und Kanton haben ein 
gemeinsames Interesse an 
einer Aufrechterhaltung des 
Drehkreuzes (Hub-Funktion) 
und der entsprechenden 
Infrastruktur. Dieses  

Interesse hat sie noch vor 
wenigen Jahren bewogen, 
sich mit beträchtlichen öf-
fentlichen Mitteln an der 
Gründung der Swiss zu 
beteiligen. 
 
Die detaillierte Prüfung einer 
vollständigen Übernahme 
der Trägerschaft der Lan-
desflughäfen wird im Luft-
fahrtbericht zwar in Aussicht 
gestellt, allerdings ohne Ziel 
und Zweck einer solchen 
Prüfung zu nennen. Der 
Kanton Zürich bekennt sich 
zu den Vorteilen einer pri-
vatrechtlich organisierten 
Infrastruktur. Die Rahmen-
bedingungen müssen den in 
der Luftfahrt tätigen Schwei-
zer Unternehmen und den 
Landesflughäfen faire Be-
dingungen im Wettbewerb 
mit ihrer ausländischen 
Konkurrenz gewährleisten.  
 
Interessen der Standort-
kantone respektieren 
 
Der Kanton Zürich begrüsst 
die Klärung der Rollen für 
die Planung und den Betrieb 
der Flughäfen auf den ver-
schiedenen Staatsebenen 
einerseits sowie die Aufga-
benteilung zwischen öffentli-
cher Hand und den Markt-
teilnehmern anderseits. Die 
Kompetenzordnung im Be-
reich der Luftfahrt unter den 
verschiedenen staatlichen 
Ebenen und zwischen Staat 
und Unternehmen hat sich 
am Subsidiaritätsprinzip zu 
orientieren. Die vom Bund 
geltend gemachten Füh-
rungsmängel sind nicht auf 
fehlende, sondern auf zu 
wenig wahrgenommene 
Kompetenzen zurückzufüh-
ren. 

Der Bund wird aufgerufen, 
die nationalen Interessen 
vor allem gegen aussen 
verstärkt wahrzunehmen, 
gleichzeitig aber die Interes-
sen der Standortkantone zu 
respektieren. Der Kanton 
Zürich weist die pauschal 
und wertend vorgetragene 
Kritik, wonach er primär die 
eigenen Interessen vertrete 
und übergeordnete, nament-
lich grenzüberschreitende 
Anliegen zu wenig wahrge-
nommen habe, zurück. Ge-
rade die Standortkantone 
können die Anliegen der 
betroffenen Bevölkerung 
und Gemeinwesen am bes-
ten einbringen. 
 
Im Sinne einer speditiven 
Bewältigung der kommen-
den Aufgaben tritt der Kan-
ton Zürich für eine zeitliche 
und inhaltliche Koordination 
des SIL-Prozesses mit dem 
einzuleitenden kantonalen 
Richtplanverfahren sowie für 
eine frühzeitige Entwicklung 
des Betriebsreglements ein. 
Die zuständigen Stellen 
müssen ihrer Verantwortung 
nachkommen, sich aber im 
Rahmen einer Gesamtpro-
jektorganisation abstimmen. 
Neben der Festlegung der 
Projektverantwortlichen hat 
die Projektorganisation auch 
die zeit- und stufengerechte 
Einbindung der Gemeinden, 
der Nachbarkantone, der 
süddeutschen Behörden 
sowie der Interessenver-
bände zu regeln. Dem 
Standortkanton muss dabei 
eine zentrale und eigen-
ständige Rolle zukommen, 
denn die Bevölkerung des 
Kantons Zürich trägt die 
Hauptlast des durch den 
Betrieb des Flughafens Klo-
ten verursachten Lärms. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Der ausführliche Bericht des 
Regierungsrats ist im 
Internet verfügbar. 
 
http://www.vd.zh.ch/internet/vd/ 
de/Schwerpunkte.html 

 


